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(Nr. 11119.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 6. Mai 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: f 


Sl; 

Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von zwölf Millionen Mark 
zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 


§ 2. ̃ 

Zur Bereitſtellung der im § 1 gedachten zwölf Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatz⸗ 
anweiſungen anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur 
Einlöſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen 
und von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. 
Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
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Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld- 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 


83. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſaamml. S. 43) und 
des Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds 
für die Eiſenbahnverwaltung, (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Karlsruhe i. B., den 6. Mai 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 


Zugleich für den Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 
v. Dallwitz. Lentze. 


(Nr. 11120.) Geſetz, betreffend Anleihe zur Erweiterung der Anlagen der Staatsberg⸗ 
verwaltung. Vom 10. Mai 1911. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
$1. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Errichtung einer Doppelſchacht⸗ 
anlage bei Klein Bodungen ſowie zur Einrichtung eines Tagebaues zu Palmnicken 
und zur Beſchaffung der hierfür erforderlichen Betriebsmittel einen Betrag bis zu 
7 Millionen Mark zu verausgaben. 

92. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 er⸗ 
forderlichen Geldmittel Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Staatsſchuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzan⸗ 
weiſungen anzugeben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Ein⸗ 
löſung dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen 


und von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. 
Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. | 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf 
nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Konſolidation preußiſcher Staatsanleihen, 
vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes, betreffend die 
Tilgung von Staatsſchulden, vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. S. 43) und des 
Geſetzes, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung, 
vom 3. Mai 1903 (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 

Vom 1. April 1913 ab hat eine verſtärkte Tilgung derart zu erfolgen, 
daß unter Einrechnung der Mittel, welche zur geſetzlichen / prozentigen Tilgung 
der jeweils nach dem Staatshaushaltsetat ſich ergebenden Kapitalſchuld aus dem 

vorliegenden Geſetz erforderlich ſind, der geſamte Betrag der auf Grund des 
vorliegenden Geſetzes aufzunehmenden Anleihe, ſoweit er bis zum 31. März 1913 
noch nicht getilgt worden iſt, bis zum 31. März 1925 getilgt fen muß. Zu 
dieſem Zwecke iſt vom Etatsjahr 1913 ab alljährlich ein Betrag bereit zu ſtellen, 
der ſich ergibt, wenn der jeweilig bis zum 1. Oktober des vorhergehenden Jahres 
in Anſpruch genommene Betrag der Anleihe abzüglich der bereits getilgten Summe 
durch die Zahl der noch bis zum Endzeitpunkte der Tilgung vorhandenen Jahre 
geteilt wird. 

H. 3.5 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden, unbeſchadet der Vorſchrift des 

§ 2, der Miniſter für Handel und Gewerbe und der Finanzminiſter beauftragt. 


84. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Wiesbaden, den 10. Mai 1911. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Oktober 1910, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft Grünberg 
Sprottau in Grünberg im Kreiſe Grünberg für die Anlage einer Klein⸗ 
bahn von Grünberg nach Sprottau, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Liegnitz Nr. 44 S. 329, ausgegeben am 29. Oktober 1910; 

2. der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Februar 1911, betreffend die Genehmigung 
des von der Generalverſammlung des Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritter⸗ 
ſchaftlichen Kreditinſtituts am 15. Dezember 1910 beſchloſſenen Nachtrags 
zu den reglementariſchen Beſtimmungen dieſes Kreditinſtituts, durch 
Sonderbeilage zu den Amtsblättern 

der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 14, 
ausgegeben am 7. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 14, ausgegeben am 
5. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 14, ausgegeben am 7. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 14, ausgegeben am 6. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 14, ausgegeben am 
6. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 13, ausgegeben am 
1. April 1911, und 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 14, ausgegeben am 8. April 1911, 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Februar 1911, betreffend die Genehmigung 
des von der Generalverſammlung des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗ 
inſtituts am 9. Januar 1911 beſchloſſenen neunten Nachtrags zu den 
ſtatutariſchen Beſtimmungen dieſes Kreditinſtituts, durch Sonderbeilage 
zu den Amtsblättern 

der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 14, 
ausgegeben am 7. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 14, ausgegeben am 
5. April 1911, ö 

der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 14, ausgegeben am 7. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 14, ausgegeben am 6. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 14, ausgegeben am 
6. April 1911, 

der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 13, ausgegeben am 
1. April 1911, und 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 14, ausgegeben am 8. April 1911. 
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